
schiedenen Kreisen der Bevölkerung ernste Beunruhi­
gung hervorrufen und sie davon abhalten, sich voll 
ihrer Arbeit zu widmen.
Es ist bisher noch keine genügende Klarheit über das 
Wesen der Gesellschaftsgefährlichkeit geringeren Gra­
des vorhanden. Die mindergroße Gesellschaftsgefähr­
lichkeit ist durchaus nicht nur eine quantitative Frage; 
man kann ihr Wesen nicht lediglich mit einigen quan­
titativen Merkmalen (weniger großer Schaden, weniger 
schwere Schuld usw.) erfassen. Es geht vielmehr auch

darum, festzustellen, daß es sich bei der kleinen Kri- 
^minalität um strafbare Handlungen handelt, die in 

großer Zahl auftreten, denen nicht gleich die einheit­
liche Ablehnung der Gesellschaft entgegenschlägt, die 
viel eher allgemein demoralisierenden Charakter haben 
und auf deren Basis oft schwere Verbrechen und kon­
terrevolutionäre Tätigkeit entstehen können.
Diese Dinge muß man besonders ins Bewußtsein brin­
gen, damit man der Tendenz der Mißachtung der Be­
kämpfung kleiner Kriminalität entgegentreten kann.
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Gesetzlichkeitsaufsicht
über die Ständigen Produktionsberatungen ?

Seit geraumer Zeit wird von der Praxis die Forderung 
nach einer klaren Konzeption für die Allgemeine Auf­
sicht gestellt, weil die Tätigkeit der Staatsanwaltschaft 
auf diesem Gebiet in der Vergangenheit sehr weit ge­
spannt war und z. B. ungenügend beachtet wurde, daß 
jedes Staatsorgan in seinem Verantwortungsbereich für 
die Einhaltung der sozialistischen Gesetzlichkeit verant­
wortlich ist und es darüber hinaus noch eine Vielzahl 
spezieller Kontrollorgane gibt, die u. a. gleichfalls die 
Einhaltung der Gesetzlichkeit auf speziellen Gebieten 
kontrollieren. Es handelt sich dabei nicht um ein spezi­
fisches Problem der DDR. Auch in den anderen sozia­
listischen Staaten stimmen die Meinungen-über die Gren­
zen der Allgemeinen Aufsicht nicht überein. Bei der 
Ausarbeitung der Konzeption sind daher die Meinungen 
und bisherigen Erfahrungen aller sozialistischen Länder, 
besonders der Sowjetunion, zu berücksichtigen. Die Kon­
zeption soll die klare Richtlinie werden, nach der sich 
die Tätigkeit der Staatsanwälte in der Allgemeinen Auf­
sicht vollzieht. Wenn in diesem Dokument auch sicherlich 
der Umfang und die Grenzen der Allgemeinen Aufsicht 
in Übereinstimmung mit § 10 StAG eingehend behandelt 
und festgelegt werden, so dürften doch kaum alle damit 
zusammenhängenden Probleme der Praxis in allen De­
tails erläutert werden können.
Eines dieser Probleme ergibt sich aus der Gesetzlichkeits­
aufsicht im Zusammenhang mit den Ständigen Produk­
tionsberatungen. Hierbei entsteht nämlich die Frage, in 
welchem Maße ein durch Beschluß des Ministerrats im 
Gesetzblatt veröffentlichter Beschluß einer gesellschaft­
lichen Organisation eine Rechtsnorm ist, deren Einhal­
tung durch die Allgemeine Aufsicht der Staatsanwalt­
schaft zu garantieren ist; oder die weitere, damit eng 
verbundene Frage, wann diese oder jene Tätigkeit einer 
gesellschaftlichen Organisation als staatliche Aufgabe 
anzusehen ist, die auf gesetzlicher Grundlage durchge­
führt wird und auf die sich darum gleichfalls die Gesetz­
lichkeitsaufsicht erstreckt.
Die richtige Beantwortung dieser Fragen erscheint dar­
um wichtig, weil das Verhältnis des sozialistischen Staa­
tes zu den gesellschaftlichen Organisationen, besonders 
zu den Gewerkschaften, unmittelbar davon berührt wird. 
Fehlerhafte Auffassungen darüber können in der Praxis 
dazu führen, dieses Verhältnis zu stören und die Tätig­
keit dieser Organisationen zur Festigung unseres Staates 
zu beeinträchtigen. Es geht also dabei nicht nur um die 
klare Abgrenzung der Verantwortlichkeit, sondern um 
die grundsätzliche Frage des Verhältnisses zwischen dem 
sozialistischen Staat und den gesellschaftlichen Organi­
sationen.

Auf der 35. Tagung faßte der Bundesvorstand des FDGB 
den Beschluß über die „Ständigen Produktionsberatun­
gen in den sozialistischen Betrieben der Deutschen De­
mokratischen Republik“. Durch den Beschluß des Mini­
sterrats vom 9. April 1959 (GBl. 1959 .1 S. 329) wurden 
die Werkleiter und Wirtschaftsfunktionäre in den Be­
trieben sowie die Mitarbeiter der Organe der staatlichen 
Verwaltung verpflichtet, entsprechend diesem Beschluß 
zu handeln und verantwortlich mitzuhelfen, seine Durch­
führung zu sichern. Als Anlage zu diesem Ministerrats­
beschluß wurde der Beschluß des Bundesvorstandes des 
FDGB im Gesetzblatt veröffentlicht.

Ausgehend von der Bedeutung der Ständigen Produk­
tionsberatungen bei der Lösung der ökonomischen Auf­
gaben und der Bewußtseinsbildung, wird seitdem im 
Wege der Allgemeinen Aufsicht auch die Einhaltung des
o. a. Ministerratsbeschlusses über die Unterstützung der 
Ständigen Produktionsberatungen kontrolliert. Eine 
Auswertung der Maßnahmen, die von Kreis- und Be­
zirksstaatsanwälten wegen der Verletzung des Beschlus­
ses getroffen worden waren, zeigt jedoch, daß Unklar­
heiten über die eingangs gestellten Fragen bestehen.
So wird z. B. in einem Hinweis des Staatsanwalts des 
Kreises Frankfurt a. d. O. (Stadt) an den Werkleiter 
des VEB Halbleiterwerk Frankfurt a. d. O. als Gesetzes­
verletzung gerügt, daß die Ständige Produktionsberatung 
in ihrer Mehrheit nicht aus fachlich qualifizierten und 
bewährten Produktionsarbeitern besteht, daß sie nicht 
kontinuierlich arbeitet und daß im Werkteil M. über­
haupt noch keine Ständige Produktionsberatung vorhan­
den ist. Weiter wird in dem Hinweis ausgeführt: „Der 
Betriebsleiter ist für die Ständige Produktionsberatung 
verantwortlich.“

In einem Bericht des Bezirksstaatsanwalts Magdeburg 
über das Ergebnis einer Untersuchung im VEB Maschi­
nen- und Apparatebau Staßfurt, der dem Hinweis an den 
Werkleiter als Erläuterung beigefügt war, heißt es: „Der 
Beschluß ... vom 9. April 1959 ... verpflichtet die Werk­
leiter und Wirtschaftsfunktionäre, entsprechend dem Be­
schluß des Bundesvorstandes des FDGB ... zu handeln, 
d. h., der Betriebsleiter und die Wirtschaftsfunktionäre 
sind rechtlich verantwortlich für die Durchführung der 
Produktionsberatungen...“
In beiden Aufsichtsakten ist später davon die Rede, daß 
die Ständigen Produktionsberatungen Organe der Ge­
werkschaft sind, die unter Leitung der BGL arbeiten. 
Demzufolge hätten wir es bei den Ständigen Produk­
tionsberatungen mit gewählten gewerkschaftlichen 
Organen zu tun, für deren Arbeit die Werkleiter und
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